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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Im Ottweiler Stadtteil Lautenbach besteht 
im nordwestlichen Siedlungsbereich, im Be-
reich der Labacher Straße, eine bisher unbe-
baute Grün-/Freifläche. Auf dieser soll nun 
ein Einfamilienhaus errichtet werden. Damit 
wird ein endgültiger Siedlungsabschluss de-
finiert.

Die Erschließung der Fläche ist über die an-
grenzende Labacher Straße gewährleistet. 
Die erforderlichen Stellplätze können voll-
ständig auf dem Grundstück organisiert 
werden.

Eine stetige Nachfrage nach Wohnbauland 
ist vorhanden. Daher ist die Stadt Ottweiler 
bestrebt, geeignete Flächen für 
Wohnbebauung nutzbar zu machen. 
Gleichzeitig kann mit der geplanten Bebau-
ung der Siedlungskörper von Lautenbach 
sinnvoll arrondiert werden.

Das Plangebiet befindet sich im Außenbe-
reich gem. § 35 BauGB, wobei es sich um 
eine Freifläche am nordwestlichen 
Siedlungsrand der bebauten Ortslage des 
Ottweiler Stadtteils Lautenbach handelt. 
Das Vorhaben ist demnach nicht realisie-
rungsfähig. Zur Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Zuläs-
sigkeit der Planung bedarf es daher der Auf-
stellung des Bebauungsplanes.

Die Stadt Ottweiler hat somit nach § 1 Abs. 
3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB die Auf-
stellung des Bebauungsplans „Wohnbe- 
bauung Labacher Straße“ beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 
1.700 qm.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens wur-
de die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird gem. § 13b BauGB (Ein-
beziehung von Außenbereichsflächen in das 
beschleunigte Verfahren) im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt. 
Gem. § 13b BauGB gilt das beschleunigte 
Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) bis zum 31. 

Dezember 2019 auch für Bebauungspläne 
im Außenbereich mit einer Grundfläche 
„von weniger als 10.000 qm, durch die die 
Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flä-
chen begründet wird, die sich an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschließen“. 
§ 13b BauGB kann somit im vorliegenden 
Fall angewendet werden, da das Plangebiet 
lediglich eine Fläche von ca. 1.700 qm um-
fasst und unmittelbar an einen im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil grenzt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 BauGB auf-
zustellen. Es sind keine Gründe gegeben, 
die gegen die Anwendung dieses Verfah-
rens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Stadt Ottwei-
ler stellt die Fläche überwiegend als Wohn-
baufläche dar. Der Bebauungsplan ist somit 
gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt im nordwestlichen 
Siedlungsgebiet des Ottweiler Stadtteils 
Lautenbach, im Bereich der Labacher Stra-
ße.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

• im Norden durch die angrenzenden 
Grün- und Gehölzstrukturen,

• im Osten durch die angrenzende 
Wohnbebauung der Labacher Straße 
(Hs.-Nr. 15) sowie der privaten Grün- 
und Freiflächen (Garten, Terrasse),

• im Süden durch die Straßenverkehrsflä-
che der Labacher Straße sowie

• im Westen durch die angrenzenden 
Grün- und Freiflächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebiets, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich über-
wiegend um eine unbebaute Grünfläche 
mit vereinzelten Gehölzbeständen am nord-
westlichen Siedlungsrand des Ottweiler 

Ortsteils Lautenbach. Der östliche Teilbe-
reich des Gebiets wird zudem aktuell als 
Gartenfläche genutzt.

Die direkte Umgebung des Plangebietes ist 
überwiegend durch Wohnnutzungen mit 
zugehörigen Grün- und Freiflächen (Gärten) 
geprägt, nördlich und westlich des 
Plangebietes schließen sich zudem Acker- 
und Grünflächen an.

Das Plangebiet ist vollständig im Eigentum 
von Privatpersonen. Aufgrund der 

Eigentums verhältnisse ist von einer zügigen 
Realisierung der Planung auszugehen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Nordwesten nach 
Südosten leicht ab. Es ist jedoch nicht davon 
auszugehen, dass sich die Topografie, mit 
Ausnahme der Entwässerung und der Zahl 
der Vollgeschosse, in irgendeiner Weise auf 
die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
- insbesondere auf die Festsetzung des Bau-
fensters - auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet wird über die südlich an-
grenzende Labacher Straße an die L 289 
(Heidstockstraße / Mühleckstraße) und da-
mit an das überörtliche Verkehrsnetz ange-
schlossen (ca. 3 km zur B 420 und ca. 14 
km zur BAB 6).

Weiterer Erschließungsanlagen bedarf es 
zur Realisierung des Vorhabens nicht. 

Der bestehende Feldwirtschaftsweg ist zur 
Erschließung des Grundstückes auszu-
bauen.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Blick auf das Plangebiet und die angrenzende Bebauung der Labacher Straße aus Richtung Südwesten

Blick auf das Plangebiet aus Richtung Südosten
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Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung bereits in 
der unmittelbaren Umgebung im Bereich 
der Labacher Straße grundsätzlich vorhan-
den, muss jedoch zum Plangebiet entspre-
chend ausgebaut werden. Hierbei handelt 
sich um einen Mischwasserkanal.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: „Niederschlags-
wasser von Grundstücken, die nach dem 
1. Januar 1999 erstmals bebaut, befestigt 
oder an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, soll (...) vor Ort genutzt, 
versickert, verrieselt oder in ein oberirdi-
sches Gewässer eingeleitet werden (...).“

Ein Trennsystem liegt in der näheren Umge-
bung des Plangebietes jedoch nicht vor.

Der nächstgelegene Vorfluter (Lautenbach) 
liegt ca. 200 m östlich des Plangebiets. Der 
Aufwand, der für die Anbindung an diesen 
Vorfluter betrieben werden müsste, wäre je-
doch - vor dem Hintergrund der geringen 
Größe des Plangebietes und der dazwi-
schenliegenden Flächen in Fremdeigentum 
- insbesondere aufgrund der Entfernung 
des Vorfluters sowie in Anbetracht der da-
mit verbundenen Kosten, die das Vielfache 
der Kosten für die Anbindung an den be-
stehenden Mischwasserkanal in der Laba-
cher Straße übersteigen würden, unverhält-
nismäßig hoch.

Gem. Geoportal des Saarlandes ist das 
Plangebiet für die Versickerung von 
Niederschlagswasser nur bedingt geeignet. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Ver- und Entsorgungsträgern 
abgestimmt werden.

Versickerungsfähigkeit des Bodens (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet); Quelle: LVGL, 
GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 31.08.2018)
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Lautenbach: Nahbereich des Grundzentrums Ottweiler; Siedlungsachse 1. Ordnung

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze • (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes; Siedlungsentwick-
lungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur und Dimensionierung nach in das 
Orts- und Landschaftsbild einpassen: Erfüllt

• (G 29) Arrondierungen bzw. Erweiterungen des Siedlungskörpers sollen sich bedarfs-
gerecht an den kulturlandschaftstypischen Siedlungs-, Erschließungs- und Bauformen 
orientieren. Auf eine dem Bestand angepasste Maßstäblichkeit soll geachtet werden: 
Erfüllt

• keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten • Baureifmachung für zweckentsprechende Nutzung eines einzigen Grundstückes 
(max. eine Baustelle)

• als Wohnungsbedarf sind für den Stadtteil Lautenbach 1,5 Wohnungen pro 1.000 
Einwohner und Jahr festgelegt

• mindestens einzuhaltender Dichtewert: 15 W/ha: erfüllt

• keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebots

Landschaftsprogramm • keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Ein-
wohner 
(Stand: 
30.09.
2016)

Bedarfs-
faktor

WE-Be-
darf 
2018-
2027

Reserve 
FNP in 
ha

Sied-
lungs-
dichten 
in WE/ha

WE Re-
serven

Bau-
lücken in 
B-Plänen 
nach 
§30, §33 
und §34 
Abs.4 
BauGB

WE 
Bedarf 
aktuell

Spalten A B C D E F G H

Berechnung A/1000xBx10 DxE C-F-G

Stadtteil 
Lautenbach

ca. 1.100 1,5 16,5 2,8 15 42 2 -27,5

Baulücken und künftiger Wohnungsbedarf im Stadtteil Lautenbach; Quelle: Stadt Ottweiler, Stand: 11.09.2018
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Kriterium Beschreibung

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Land schaftsbestandteile, Regionalparks, 
Nationalparks,  Naturparks, Biosphärenre-
servate 

Unmittelbar westlich des Plangebietes sowie ca. 650 m südöstlich des Plangebietes fin-
den sich Landschaftsschutzgebiete. Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§  6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Biotoptypen innerhalb des 
Geltungsbereiches bzw. von Arten im direkten Planungsumfeld:

•  keine Fundorte gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2013 Saarland, Stand Au-
gust 2018); im Umkreis von weniger als 1 km lediglich Nachweis des stumpflichen 
Knospenmooses (Acaulon muticum, Nachweis S. Capari 2005, stark gefährdet n. der 
Roten Liste des Saarlandes, typische Art der Stoppel- und Brachäcker) sowie des im 
Saarland mäßig häufigen Spitzenflecks (Libellula fulva, Nachweis B. Trockur, 2012)

• keine Artnachweise des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) innerhalb eines 1 
km-Radius um den Geltungsbereich

• keine Flächen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen

• keine n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope betroffen, nächstgelegene 
Fläche im Bereich des Lautenbaches (Feuchtbrache) ca. 260 m südlich, getrennt durch 
Wohnbebauung der Labacher Straße; eine relevante Wirkung durch das Vorhaben 
kann ausgeschlossen werden

• keine registrierten Lebensraumtypen n. Anh. 1, FFH-Richtlinie innerhalb Maßnahmen-
bereich; angrenzender Grünlandkomplex mit zahlreichen Flachlandmähwiesen (FFH-
LRT 6510) unterschiedlicher Ausprägung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Ok-
tober bis 28. Februar einzuhalten.
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Kriterium Beschreibung

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach § 19 i.V.m. dem USchadG, Ver-
botstatbestand nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

• Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

 -  der ca. 0,17 ha große Geltungsbereich umfasst den westlichen Teil eines bereits 
mit einem 1-Familienhaus bebauten Flurstücks

 - Einfahrt, Böschung und Gemüsegarten des Wohngrundstücks und Straßenab-
schnitt der Labacher Straße sind Bestandteil des Geltungsbereiches

 - Nutzung als Obstwiese mit 4 älteren Obstbäumen (BHD ca. 50 cm) und jungen 
Nachpflanzungen

 - Ausbildung als Magergrünland, Nachbeweidung mit Schafen

 - am Rand zur Wohnbebauung mit Badewannen-Tränke und Futterstelle

 - bis auf den tieferliegenden Bereich neben dem Gemüsegarten: Ausbildung der 
Wiese als FFH-Lebensraumtyp 6510 in einem guten Erhaltungszustand (Fläche 
nicht im GeoPortal dargestellt)

 - zur Straße Eingrünung mit einer Thuja-Hecke, einer jüngeren Traubeneiche und 
weiteren Zierpflanzen

 - ein Obstbaum mit Astabbruch

• Bestehende Vorbelastungen:

 -  Lage am Rand der bebauten Ortslage von Lautenbach

 - Übergangsbereich zur freien Landschaft mit freizeitlich genutzten Grundstücken 
und großem Grünlandkomplex

 - Labacher Straße setzt sich als (zunächst noch asphaltierter) Feldwirtschaftsweg 
fort, d. h. kein Durchgangsverkehr

 - daher insgesamt vergleichsweise geringe Stördisposition

• Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- 
und Pflanzenarten:

 -  weder ABSP-Artenpool noch ABDS führen im nahen Umfeld (< 900 m) Fundorte 
planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten auf

 - die Fläche ist potenzieller Brutstandort für siedlungsholde, aber auch weniger 
störresistente Gehölzbrüter (Obst- und Zierbäume bzw. -hecke) bzw. Halbhöhlen- 
und Nischenbrüter (Wellpappe-gedeckter kleiner Unterstand) unter den Vögeln

 - Spechthöhlen oder Hackspuren von Spechten konnten nicht ausgemacht werden; 
es ist zu vermuten, dass der auch in Siedlungsnähe häufige Grünspecht die Wiese 
zur Nahrungssuche (Bodenameisen) aufsucht

 - Quartierspotenziale für Fledermäuse bestehen auf der Fläche augenscheinlich 
nicht, weder an den 4 älteren Obstbäumen (keine Höhlenstrukturen, lediglich ein 
durch den Astabbruch offengelegter Hohlraum), noch an anderen Strukturen

 - die Fläche dürfte als Jagdraum durch die eher synanthropen Fledermausarten 
genutzt werden, wobei die Obstbaum- und Ziergehölzreihen als Leitstruktur fun-
gieren

 - darüber hinaus ist keine besondere Eignung als Lebensraum für weitere pla-
nungsrelevante Arten bzw. Artengruppen (Amphibien, Reptilien, Insekten) er-
kennbar

• Artenschutzrechtliche Beurteilung:

 -  Avifauna: der Obstbaumbestand und die Zierheckenstrukturen bieten geeignete 
Brutmöglichkeiten für Gehölzbrüter; Höhlenstrukturen als Brutstandorte für 
Spechte oder gar größere Höhlenstrukturen, die z. B. von Stein- oder Waldkauz 
nutzbar wären, sind auf der Fläche nicht vorhanden

 - daher wird durch den Bebauungsplan ein Eintreten der Verbotstatbestände n. § 
44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten mit demökolo-
gischer Relevanz) nicht vorbereitet 
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Kriterium Beschreibung

 - im Fall einer Gehölzrodung stellen die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39 Abs. 5 
Nr. 2 BNatschG eine hinreichende Vermeidungsmaßnahme in Bezug auf das Tö-
tungsverbot n. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Entfernung von Gelegen oder Nest-
lingen) dar

 - es ist davon auszugehen, dass die Fläche darüber hinaus lediglich von eher eu-
ryöken / ubiquitären Arten genutzt wird, die landesweit mehr oder weniger häufig 
und verbreitet sind bzw. aufgrund ihres weiten Lebensraumspektrums in der Lage 
sind, vergleichsweise einfach andere Standorte zu besiedeln oder auf diese aus-
zuweichen. Damit ist im Regelfall auch für die anderen hier (potenziell) vorkom-
menden europäischen Vogelarten die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang (das Schädigungsverbot nach Nr. 3 des § 44 Abs. 1 BNatSchG be-
treffend) weiterhin erfüllt bzw. der Erhaltungszustand der lokalen Population (das 
Störungsverbot unter Nr. 2 des § 44 Abs. 1 BNatSchG betreffend) weiterhin ge-
wahrt

 - daher sind Verstöße gegen § 44 BNatSchG in Bezug auf die Avifauna nicht zu 
erwarten

 - Fledermäuse: der Obstbaumbestand ist gut gepflegt und weist mit Ausnahme des 
kürzlich erfolgten Astabbruches keine Totastanteile auf; Quartierpotenziale für 
Fledermäuse bestehen auf der Fläche daher augenscheinlich nicht, auch nicht in 
Form von Ritzen und Rindenabplatzungen

 - die vermutete Jagdraumnutzung durch synantrope und im Gebiet eher häufigere 
Arten begründet keine Verbotstatbestände n. § 44 BNatSchG

 - ein Vorkommen anderer prüfrelevanter Arten bzw. Artengruppen (Reptilien, Am-
phibien, Insekten) kann für den Standort aufgrund der Habitatausstattung (v. a. 
fehlende Oberflächengewässer, fehlende „Reptilienhabitate“) ausgeschlossen 
werden. Eine besondere Bedeutung des Grünlandes für planungsrelevante 
Schmetterlingsarten lässt sich aufgrund der floristischen Ausstattung, i. e. des 
Fehlens artspezifischer Nahrungspflanzen (oxalatarme Ampferarten für Lycaena 
dispar, Thymus / Origanum / Sanguisorba oficinalis für die relevanten Maculi-
nea-Arten, Scabiosa columbaria / Succisa pratensis / Gentiana spp. für Euphydry-
as aurinia) nicht ableiten

• Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

 - da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essenzielle Bedeutung als 
Lebensraum i. S. d. § 19 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG zugewiesen werden kann, ent-
sprechende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkom-
menden Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht 
prognostiziert werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i. V. mit dem Um-
weltschadensgesetz in Bezug auf die hier (potenziell) vorkommenden planungs-
relevanten Tierarten nicht zu erwarten
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Kriterium Beschreibung

 - durch die Bauleitplanung wird der Verlust von bis zu 750 qm Fläche eines 
FFH-Lebensraumes (LRT 6510) möglich. Für den dauerhaften Verlust ist die Er-
heblichkeit am Ausmaß der Veränderung im räumlichen Zusammenhang zu be-
urteilen. Zuvor ist zunächst zu klären, ob der Flächenverlust im Sinne der Kohä-
renz des Lebensraumtyps als Bagatellfall zu werten ist. Hierbei ist der bei LAMP-
RECHT & TRAUTNER1 dargelegte Fachkonventionsvorschlag für die Beurteilung 
der Erheblichkeit im Rahmen der FFH-Verträglichkeitsprüfung anzuwenden. Gem. 
der bei PETERS et al. (2015)2 skizzierten Vorgehensweise ist eine Erheblichkeit 
des Eingriffes zunächst zu unterstellen, da der bei LAMPRECHT & TRAUTNER auf-
geführte Orientierungswert für den quantitativ-absoluten Flächenverlust der Stu-
fe 1 (100 m) deutlich überschritten wird. Daher ist eine genauere Prüfung der 
Erheblichkeit erforderlich, die die Bedeutung des entfallenden Lebensraumes auf 
den unterschiedlichen räumlichen Skalenniveaus beurteilt: die Fläche wird im 
GeoPortal aktuell nicht geführt; aus überwiegend floristischen Gründen erfolgt 
vorliegend die Einstufung nach dem ABC-Bewertungsschema in die Gesamtbe-
wertung B (B-B-B). Die Erheblichkeit orientiert sich daher n. PETERS et al. an dem 
bei LAMPRECHT & TRAUTNER aufgeführten Orientierungswert für den quantita-
tiv-absoluten Flächenverlust der Stufe II (500 m). Dieser wird vorliegend ebenfalls 
übertroffen (Skalenniveau = örtlicher räumlicher Zusammenhang). Aufgrund der 
fehlenden Bedeutung der Fläche im überörtlichen räumlichen Zusammenhang 
(geringe Verbundfunktion der Fläche, vergleichsweise günstiger Erhaltungszu-
stand des LRT im Naturraum) bleibt der Orientierungswert von 500 qm als Prüf-
kriterium bestehen. Demnach wird durch den Bebauungsplan bei einem maxima-
len Verlust von bis zu 750 qm die Möglichkeit eines Biodiversitätsschadens i. S. 
von § 19 BNatSchG i. V. mit dem Umwelthaftungsgesetz eröffnet

 - um eine Freistellung von der Umwelthaftung zu ermöglichen, ist der notwendige 
Ausgleich (z. B. Entwicklung / Extensivierung einer adäquaten Ersatzfläche im 
Stadtgebiet) mit dem LUA als Träger öffentlicher Belange abzuklären und bau-
planungsrechtlich festzusetzen

1 LAMBRECHT, H. & TRAUTNER, J. (2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der 
FFH-VP: Endbericht zum Teil Fachkonventionen. F+E-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, accuraplan H. Lambrecht, Hannover, 239 S.
2 PETERS, W. et al. (2015): Bewertung erheblicher Biodiversitätsschäden im Rahmen der Umwelthaftung. BfN-Skripten 393, 170 S.

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: überwiegend Wohnbauflächen (Quelle: FNP der Stadt Ottweiler)

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB somit erfüllt.

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Aktuell ist die Fläche nach den Vorgaben des § 
35 BauGB (Außenbereich) zu beurteilen. Danach kann das Vorhaben nicht realisiert 
werden.
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung:  
Reines Wohngebiet WR

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 3 BauNVO

Als Art der baulichen Nutzung wird ein Rei-
nes Wohngebiet festgesetzt. Reine Wohn-
gebiete dienen i. d. R. ausschließlich dem 
Wohnen. Die Eigenart der an das Plangebiet 
angrenzenden bestehenden Nutzungen der 
Labacher Straße entspricht ebenfalls einem 
Reinen Wohngebiet (dient dem Wohnen). 
Dementsprechend soll der Geltungsbereich 
ebenfalls als Reines Wohngebiet festgesetzt 
werden. Somit wird der vorhandene Cha-
rakter der Umgebungsnutzung erhalten und 
planungsrechtlich fortgeführt.

Zwar können auch in Reinen Wohngebieten 
grundsätzlich andere Nutzungen zugelas-
sen werden (u. a. Anlagen zur Kinderbetreu-
ung, Läden und nicht störende Handwerks-
betriebe, kleine Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes), im vorliegenden Fall wer-
den diese jedoch ausgeschlossen, um den 

Gebietscharakter des von Wohnnutzung 
dominierten Umfeldes nicht zu gefährden.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der 
Bemessungsobergrenze für die bauliche 

Nutzung in Reinen Wohngebieten und wird 
in Anlehnung an den Bestand der östlich 
angrenzenden Wohnbebauung festgesetzt, 
wodurch eine optimale Auslastung des 
Grundstücks bei geringer Verdichtung ge-
schaffen wird. Die entstehende Grund-
stücksbebauung lässt auf dem Grundstück 
somit ausreichend Freiflächen für eine 
Durchgrünung. Weiterhin wird ein sparsa-
mer Umgang mit Grund und Boden sicher-
gestellt.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO und bau-
lichen Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, überschritten werden. 

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

WR
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gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Geschossflächenzahl (GFZ)

Die Geschossflächenzahl nach § 20 Abs. 2 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Geschossfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne 
des § 19 Abs. 3 zulässig sind.

Die Festsetzung einer GFZ von 1,2 ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO der 
Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung in Reinen Wohngebieten. Die GFZ 
orientiert sich an der festgesetzten Zahl der 
Vollgeschosse und wird in Anlehnung an 
den Bestand der östlich angrenzenden 
Wohnbebauung festgesetzt.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper im 
Vergleich zu den umliegenden Gebäuden zu 
unterbinden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich an 
der östlich angrenzenden Wohnbebauung. 
Die Festsetzung ermöglicht die Wahrung 
des städtebaulichen Charakters der Umge-
bung und somit ein harmonisches Einfügen 
des neuen Wohngebäudes in den Bestand. 
Einer gegenüber dem Bestand unverhältnis-
mäßigen überdimensionierten Höhenent- 
wicklung wird vorgebeugt. 

Höhe baulicher Anlagen

Neben der Festsetzung der Zahl der Vollge-
schosse wird die Höhenentwicklung im Rei-
nen Wohngebiet durch die Festsetzung der 
Gebäudeoberkante exakt geregelt. 

Wie bei der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhenent-
wicklung auf eine Maximale begrenzt und 
so ein relativ einheitliches Erscheinungsbild 
im Plangebiet sichergestellt sowie einer Be-
einträchtigung des Erscheinungsbilds des 
Umfelds entgegengewirkt. Die Höhe bauli-
cher Anlagen orientiert sich weitestgehend 
an der Wohnbebauung der Umgebung des 
Plangebietes.

Aufgrund der topografischen Gegebenhei-
ten (Hanglage) wird die maximale Gebäu-
deoberkante auf 11,5 m festgesetzt. Die 
Festsetzung der maximalen Gebäudeober-
kante ist erforderlich, um einer gegenüber 
dem Bestand unverhältnismäßigen überdi-
mensionierten Höhenentwicklung vorzu-
beugen. Bedingt durch die starke Hanglage  
kann zur Straßenseite potenziell eine drei-
geschossige Gebäudefront entstehen.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung der offenen Bauweise mit 
einem Einzelhaus ermöglicht eine aufgelo-
ckerte Bebauung, die im Wesentlichen der 
Baustruktur der östlich angrenzenden, 
überwiegend durch Wohnnutzung gepräg-
ten Bereiche entspricht. Damit wird eine 
Anpassung des Plangebietes an das typi-
sche Ortsgefüge gewährleistet.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf.

Die Abmessungen des durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufensters wurde so ge-
wählt, dass unter Berücksichtigung der To-
pografie dem Bauherr für die spätere Reali-
sierung ausreichend Spielraum verbleibt, 
gleichzeitig aber eine umweltgerechte, 
sparsame und wirtschaftliche Grundstücks-
ausnutzung erreicht wird.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck des in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücks oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstücks mit den 
erforderlichen Nebenanlagen und Einrich-
tungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen.

Flächen für Stellplätze und 
Garagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze 
und Garagen dient primär der Ordnung des 
ruhenden Verkehrs durch ein ausreichendes 
Stellplatzangebot. Die für die geplante Nut-
zung erforderlichen Stellplätze werden aus-
schließlich auf dem Grundstück bereitge-
stellt. Hierdurch werden Beeinträchtigun-
gen der bereits bestehenden Bebauung in 
der Nachbarschaft des Plangebiets vermie-
den (Parksuchverkehr etc.).

Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze auf dem 
Privatgrundstück zu errichten.

Höchstzulässige Zahl der  
Wohnungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen auf maximal 2 je Wohnge-
bäude verhindert die Entstehung eines 
Mehrfamilienhauses und damit ein erhöh-
tes Verkehrsaufkommen.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Misch-
verkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt 
über die südlich direkt angrenzende Laba-
cher Straße. Diese wird in Richtung Westen 
um ca. 10 erweitert und als Mischverkehrs-
fläche festgesetzt. 
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Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Plangebietes in di-
rekter Nachbarschaft zu der bereits be-
stehenden Wohnbebauung und dem Über-
gang zur freien Landschaft im Norden und 
Westen ist die hochwertige und qualitäts-
volle Ausgestaltung der Freiräume von be-
sonderer Bedeutung. 

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Ortsbild geschaffen.

Kompensationsmaßnahme

Gem. § 9 Abs. 1 a BauGB

Als Funktionalausgleich für den Verlust 
eines FFH-LRT werden Ersatzmaßnahmen 
außerhalb des Geltungsbereiches durchge-
führt und dem Bebauungsplan zugeordnet.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landes-
wassergesetz)

Die festgesetzte Abwasserbeseitigung dient 
der ordnungsgemäßen Entwässerung aller 
Flächen innerhalb des Plangebietes. Die 
Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund der 
bestehenden Bebauung in der unmittelba-
ren Umgebung bereits grundsätzlich vor-
handen. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gemäß § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern und damit ge-
stalterische Negativwirkungen auf das Orts- 
und Landschaftsbild zu vermeiden, werden 
örtliche Bauvorschriften in den Bebauungs-
plan aufgenommen.

Die getroffenen Einschränkungen bei der 
Fassadengestaltung und Dacheindeckung 
sollen Auswüchse (z.B. glänzende / reflek-
tierende Materialien) verhindern. Die Zuläs-
sigkeit von Anlagen zur Nutzung der Son-
nenenergie auf den Dächern ermöglicht die 
Energiegewinnung aus solarer Strahlungs-
energie im Sinne der Nachhaltigkeit.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungs-
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in den 
Bebauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Wohngebiet hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflächen 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft (überwiegend Wohnnutzung) ein-
fügt. Die Festsetzungen orientieren sich da-
bei größtenteils an der angrenzenden Be-
bauung. Hierdurch wird Konfliktfreiheit ge-
währleistet. Zusätzlich schließen die im Be-
bauungsplan getroffenen Festsetzungen in-
nerhalb des Plangebietes jede Form der 
Nutzung aus, die innergebietlich oder im di-
rekten Umfeld zu Störungen und damit zu 
Beeinträchtigungen der Wohnnutzung füh-
ren können. 

Über die bauordnungsrechtlichen Abstands-
flächen wird eine ausreichende Belichtung 
und Belüftung des Grundstückes gewähr-
leistet.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse durch die vorgesehene 
Planung.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll 
auch die Wohnfunktion in der Stadt Ottwei-
ler gestärkt werden. Mit zu den wichtigsten 
städtebaulichen Aufgaben der Stadt gehört 
die Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Versorgung der Bevölke-
rung mit Wohnbaugrundstücken bzw. einem 
entsprechenden Angebot von Wohnungen 
auf dem Immobilienmarkt. 

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach. Durch die Planung 
wird eine Freifläche im Übergangsbereich 
zur bestehenden Wohnbebauung für eine 
Neuentwicklung bereitgestellt. Die be-
stehende Wohnbebauung am Siedlungsrand 
von Lautenbach wird somit arrondiert. Es 
werden die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Errichtung von einem Einfa-

milienhaus geschaffen. Die Errichtung eines 
Einzelhauses entspricht dem Charakter des 
Stadtteils sowie der bestehenden Nachfra-
ge, der damit Rechnung getragen wird.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Bei der Fläche handelt es sich um eine Frei-
fläche am nordwestlichen Siedlungs rand 
von Lautenbach, die heute teilweise als Pri-
vatgarten genutzt ist. Mit der geplanten Be-
bauung wird der Siedlungskörper sinnvoll 
arrondiert. 

Die angrenzende Bebauung ist überwie-
gend durch freistehende Einzelhäuser ge-
prägt. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Das vorgesehene Einzelhaus wird aufgrund 
der topografischen Gegebenheiten (Hang-
lage) max. III Vollgeschosse aufweisen und 
sich somit in die Umgebung einfügen. Die 
festgesetzte Gebäudetypologie knüpft an 
die in der Nachbarschaft vorherrschende 
Bebauung an und gewährleistet so einen 
harmonischen Übergang zwischen Be-
standsbebauung und Neubau.

Die Eingrünung des Plangebietes trägt zu-
dem dazu bei, einen harmonischen Über-
gang zur angrenzenden Landschaft zu 
schaffen und keine negativen Auswirkun-
gen auf das Ortsbild entstehen zu lassen.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich ist aufgrund der be-
stehenden Nutzungen in der unmittelbaren 
Umgebung (u. a. Wohn- und Gartennut-
zung) und der daraus resultierenden Stör-
disposition aufgrund der Anliegeraktivitäten 
entsprechend vorbelastet.

Durch die geplante Bebauung kommt es zu 
keiner erheblichen nachteiligen Beeinträch-
tigung von artenschutzrechtlich relevanten 
Tierarten. Bei der Beurteilung der Auswir-
kungen werden Vermeidungsmaßnahmen 
berücksichtigt (u. a. Rodungsfrist). Verstöße 
gegen § 44 BNatSchG in Bezug auf arten-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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schutzrechtlich relevante Tierarten sind so-
mit nicht zu erwarten.

Durch die Planung wird jedoch der Verlust 
von bis zu 750 qm Fläche eines FFH-Lebens-
raumes (LRT 6510) möglich. In Absprache 
mit dem Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz ist als Funktionalausgleich für 
den Verlust dieses FFH-LRT die Entwicklung 
einer adäquaten Fläche auf Flurstück 97, 
Flur 1, Gemarkung Lautenbach vorgesehen.

Die Fläche ist wie folgt zu bewirtschaften:

• 1-2-schürige Mahd, erster Mahdtermin 
nicht vor dem 15. Juni (aufgrund der 
Obstbäume ist eine großmaschinelle 
Mahd nur im vorderen Abschnitt mög-
lich)

• (Nach-)Beweidung mit Schafen (Hüte-
haltung oder temp. Rotationskoppel) 
unter der Maßgabe, dass keine Zufütte-
rung erfolgt, eine Weideruhe vom 1. 
November bis zum 31. März eingehal-
ten wird sowie Ruhephasen von min-
destens sechs Wochen zwischen den 
Weidegängen eingehalten werden

• Verzicht auf Düngung

• Walzen oder Eggen nur bis zum 1. März

Eine Freistellung von der Umwelthaftung 
i.S.d. § 19 Abs. 1 Satz 2 wird somit ermög-
licht. Der Flächenverlust wird durch Schaf-
fung einer adäquaten Ersatzfläche im nähe-
ren Umfeld kompensiert.

Im Übrigen gelten gem. § 13a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein 
Ausgleich ist somit nicht erforderlich. Dies 
gilt auch für Verfahren nach § 13b BauGB.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Durch die geplante Realisierung des Einfa-
milienhauses wird es zu einem geringfügi-
gen Anstieg des Verkehrsaufkommens kom-
men, welcher sich primär auf den Anwoh-
nerverkehr eines einzelnen Gebäudes be-
schränken wird. Die Labacher Straße ist für 
die festgesetzte zulässige Nutzung sowie 
die Zahl der Wohneinheiten ausreichend di-
mensioniert, sodass der zusätzlich entste-
hende Verkehr aufgenommen werden kann.

Der durch die Anwohner hervorgerufene ru-
hende Verkehr wird über den erforderlichen 
Stellplatznachweis vollständig auf dem 
Grundstück geordnet. Nachteilige Auswir-
kungen können somit aufgrund des gerin-

gen Anteils des zu erwartenden motorisier-
ten Individualverkehrs ausgeschlossen wer-
den.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes im Bereich der 
Labacher Straße vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimaschutzes

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch ins-
gesamt ausgeschlossen werden.

Zudem ist die Nutzung von Solarenergie auf 
den Dachflächen des geplanten Gebäudes 
zulässig. Hiermit wird ein Beitrag zum Kli-
maschutz gewährleistet.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Durch die Planung ergeben sich für die 
Grundstückseigentümer keine negativen 
Folgen. 

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, werden die Nutzbarkeit und der 
Wert des Grundstücks, auch der Grundstü-
cke im Umfeld, nicht in einer Art und Weise 
eingeschränkt, die dem Einzelnen unzumut-
bar ist. Vielmehr wird Planungsrecht zuge-
standen, wodurch die Fläche baulich nutz-
bar wird.

Es sind keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die angrenzende Nachbarschaft zu er-
warten. Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern.

Auswirkungen auf alle  
sonstigen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-

zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

• Schaffung von neuem Wohnraum durch 
sinnvolle Arrondierung des Siedlungs-
randes von Lautenbach

• Aufgrund der schnellen Verfügbarkeit 
des Bauplatzes besonders geeignet für 
Wohnbebauung

• Harmonisches Einfügen des Neubaus in 
seine Umgebung; Störungen und Beein-
trächtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden, ebenso verhält es 
sich umgekehrt

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

• Bei Beachtung der Hinweise und Aus-
gleichsmaßnahmen keine entgegenste-
henden naturschutzrechtlichen und lan-
desplanerischen Vorgaben, keine um-
weltschützenden Belange betroffen

• Keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

• Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf den Verkehr sowie keine nega-
tiven Auswirkungen auf die Ver- und 
Entsorgung

• Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.
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Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Stadt Ottwei-
ler zu dem Ergebnis, dass der Umsetzung 
der Planung nichts entgegensteht.


